
Die Bibel betont das Recht der Armen und 
Ausgegrenzten auf Hilfe. Ihre Lebensgrund-
lage ist zu sichern. Dies ist Ausdruck ihrer 
Menschenwürde. Im christlichen Verständnis 
wurzelt die Menschenwürde darin, dass der 
Mensch nach dem Bild Gottes geschaffen ist.

Soziale Rechte werden in zwischenstaatlichen 
Verträgen und Resolutionen vereinbart wie der 
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
dem internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte (wsk-Rechte) der 
Vereinten Nationen oder der europäischen So-
zialcharta. Das neuzeitliche Menschenrecht ist 
ein universelles Recht, das nicht verdient wer-
den muss. Es muss und kann nicht zuerkannt, 
sondern muss als gegeben anerkannt werden. 

Die Festlegung des soziokulturellen Existenz-
minimums muss auch diesen menschenrecht-
lichen Vorgaben genügen. Soweit Personen 
ihr Existenzminimum nicht selbst sichern kön-
nen, wird es durch bedarfsgeprüfte Leistun-
gen gewährleistet.

Menschenwürde und soziale Teilhabe in der Grundsicherung verwirklichen 
Zehn Jahre Hartz IV – zehn Thesen der Diakonie

Der Maßstab der Wirksamkeit von Hilfen ist 
die Verbesserung der sozialen Situation der 
Betroffenen. Die Erfolgsmessung darf nicht 
wie bisher anhand kurzfristiger arbeitsmarkt-
politischer Vermittlungszahlen erfolgen.

Der persönliche Anspruch auf existenzsi-
chernde und soziale Integrationsleistungen 
und die Bekämpfung prekärer Beschäftigung 
müssen zentrale sozialpolitische Ziele sein. 
Diese sollen mit wirksamen Regelungen und 
Maßnahmen verbunden und geschlechterge-
recht ausgestaltet werden. Die gegenwärtige 
Umsetzung der Hilfen nach dem Sozialgesetz-
buch II benachteiligt immer wieder Frauen – 
in besonderer Weise Mütter – und verfestigt 
traditionelle Rollen. Männer bekommen als 
vermeintliche Familienernährer oft bessere 
Unterstützungsangebote. Zudem befördern 
die Zumutbarkeitsregelungen prekäre Beschäf- 
tigung.

1. Bedingungslose Hilfen für 
Armut und Ausgegrenzte

2. Menschenrecht auf 
wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Teilhabe 

3. Anforderungen an eine 
menschenrechtsorientierte 
Grundsicherung

4. Erwerbstätigkeit als 
zentrale Frage?

5. Existenzsicherung und 
soziale Integration

6. Strukturelle Armut 
als Folge politischer 
Fehlsteuerungen

9. Vertrauensbasierte 
Sozialberatung ausbauen

Die hohe Zahl der SGB-II-Leistungsbezie-
henden ist auch eine Folge sozial-, steuer- 
und familienpolitischer Fehlsteuerungen. In 
der Familienpolitik muss die soziale Sicher-
ung und Förderung des Kindes und nicht die 
steuerliche Entlastung der Familieneinkom-
men in den Mittelpunkt gestellt werden. Die 
Arbeitsmarktpolitik muss sich an Prinzipien 
„guter Arbeit“ orientieren. Dazu gehören ne-
ben der Auskömmlichkeit der erzielten Ein-
kommen auch Schutz- und Mitbestimmungs-
rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, der Einbezug der Arbeitsverhältnisse in 
alle Zweige der Sozialversicherung sowie 
längerfristige Beschäftigungs- und Fortbil-
dungsperspektiven.

Die Leistungsberechtigten sind Träger von 
Rechten und Pflichten. Ihre Situation kann 
nur durch Beratung, Förderung, Ermutigung 
und persönliche Betreuung und die aktive 
Mitgestaltung durch die Betroffenen verbes-
sert werden. Hilfeprozesse gegen den Willen 
der Leistungsberechtigten können nicht zum 
Erfolg führen.

Das Existenzminimum darf durch Sanktionen 
nicht in Frage gestellt werden. Auch wer der 

7. Menschen im Mittelpunkt

8. Hilfebedarfe erkennen 
statt bestrafen

gesellschaftlichen Vorgabe von Pflichten 
– aus welchen Gründen auch immer - nicht 
nachkommt, hat ein Recht darauf, dass seine 
Lebensgrundlage sicher bleibt. Es gibt keinen 
wissenschaftlichen Beleg für positive Effekte 
von Sanktionen auf die Leistungsberechtigten. 
Sanktionen ignorieren die strukturellen Barrie- 
ren, die den längere Zeit Arbeitsuchenden den 
Zugang zum Arbeitsmarkt versperren. Sank- 
tionen verschärfen Hunger und Wohnungsnot.

Die Gewährleistung materieller Leistungen zur 
Existenzsicherung soll möglichst aus einer 
Hand erfolgen. Sie ist institutionell und kon-
zeptionell von arbeitsmarktpolitischer Förder-
ung zu trennen. Sozialberatung als drittes Ele- 
ment muss unabhängig, eigenständig, ver-
traulich, ermutigend und lebenslagenbezogen 
sein. Sozialarbeit braucht das Einvernehmen 
von Helfenden und Leistungsberechtigten. Die 
soziale Infrastruktur ist auszubauen.

Die Selbstorganisation der Betroffenen muss 
ein Kernziel einer reformierten Grundsiche-
rung werden. Die Ermächtigung der Men-
schen (Empowerment) hat einen eigenen 
Stellenwert. Sie ist Grundlage für politische 
Beteiligung, Gestaltung der Gesellschaft und 
selbstbestimmtes Leben.

10. Selbsthilfe und Selbst-
organisation fördern




